
 

1 

Amtliche Bekanntmachung der Stadt Gladbeck 

Ausgabe 12/19       Montag, 3. Juni 2019 

 
 

Änderung der Geschäftsordnung für den Rat der Stadt Gladbeck 

und seine Ausschüsse vom 29.05.2019 

 

Aufgrund des § 47 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW. Seite 666), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 19. Dezember 2013 (GV.NRW S. 878), hat der Rat der Stadt Gladbeck in 

seiner Sitzung am 23.05.2019 folgende Änderung der Geschäftsordnung für den Rat der 

Stadt Gladbeck und seine Ausschüsse vom 13.03.1995, zuletzt geändert am 20.06.2014, be-

schlossen. 

 

Artikel I 

 

Die Geschäftsordnung für den Rat der Stadt Gladbeck und seine Ausschüsse vom 

13.03.1995, zuletzt geändert am 20.06.2014, wird wie folgt geändert: 

 

1. § 17a Videoübertragung von Ratssitzungen wird neu eingefügt: 

 

  

 (1) Der öffentliche Teil der Sitzungen des Rates wird in der Regel per Live-Stream im 

Internet übertragen und die dabei gefertigte Aufzeichnung für einen Zeitraum von 

bis zu 12 Monaten über www.gladbeck.de zum Abruf bereitgehalten. Nach Ablauf 

eines Jahres werden die Aufzeichnungen im Stadtarchiv als zeitgeschichtliches Do-

kument dauerhaft gesichert. 

 

 (2) Vor der Aufzeichnung eines Redebeitrages ist vom jeweiligen Betroffenen die Einwil-

ligung zur Aufzeichnung, Übertragung und Speicherung einzuholen. Die Einwilli-

gungserklärung kann nur freiwillig erteilt werden. Die Aufzeichnung, Übertragung 

und Speicherung eines Redebeitrages ohne Einwilligung des Betroffenen ist nicht 

zulässig. Die nach dem Datenschutzgesetz erforderliche Einwilligung zur Übertra-

gung, Speicherung und dauerhaften Sicherung der Redebeiträge wird für die Dauer 
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der Wahlperiode des Rates abgegeben. Sie kann mit Wirkung für die Zukunft jeder-

zeit ganz oder teilweise widerrufen werden. Ebenso kann nachträglich die Löschung 

der Aufzeichnung eines Redebeitrages verlangt werden. Die Regelung gilt ebenfalls 

für die Mitglieder des Verwaltungsvorstandes. Redner/innen, die weder dem Rat 

noch dem Verwaltungsvorstand angehören, erhalten für den konkreten Anlass die 

Möglichkeit, der Live-Übertragung mit 12-monatiger Speicherung und anschließen-

der Archivierung zuzustimmen oder diese abzulehnen. 

 

2. § 19 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

 

 (1) Diese Geschäftsordnung ist mit Ausnahme des § 16 Abs. 4 und des § 17a auf die 

Ausschussmitglieder und das Verfahren in den Ausschüssen sinngemäß anzuwen-

den, soweit nicht in Rechtsvorschriften oder nachfolgend etwas anderes bestimmt 

ist. 

 

Artikel II 

 

Diese Änderung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 

 

Die vorstehende Änderung der Geschäftsordnung für den Rat der Stadt Gladbeck und seine 

Ausschüsse vom 13. März 1995, zuletzt geändert am 20.06.2014, wird hiermit öffentlich ge-

macht. 

 

Hinweis: 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen bei Zustandekommen dieser Satzung 

nach Ablauf eines Jahres seit dieser öffentlichen Bekanntmachung nicht geltend gemacht 

werden kann, es sei denn, 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt  

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 

ergibt. 

  

Gladbeck, den 29. Mai 2019 
 
 
 
Ulrich Roland 
- Bürgermeister - 
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Jeder Einwohner kann sich gemäß § 7 Abs. 2 der Hauptsatzung der Stadt Gladbeck zu den in dieser Aus-

gabe behandelten bedeutsamen Angelegenheiten der Stadt Gladbeck innerhalb einer Frist von 14 Tagen 

nach Erscheinen der Ausgabe schriftlich äußern. 


